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Rechnungsabschluss1931
WIENER GEMEINDERAT

Sitzungvom23 .November1932 .

BürgermeisterSeitz eröffnet nach17 Uhrdie Sitzung . DerGe¬
meinderat tritt in die Beratungenüber den RechnungsabschlussderBundes¬
hauptstadt Wien für das Jahr 1931 ein .

Die Verhandlungen leitet Stadtrat Breitner mit einer Redeein ,
in der er das abgelaufene Verwaltungsjahr als ein Krisenjahr erster Ord- ¬
nung für die Gemeinde Wien bezeichnet .Der Zusammenbruch der Creditan¬
stalt brachte eine nie vorher auch nur annähernd dagewesene Vertrauens¬

erschütterung in der ganzen Welt . DieWirtschaftsstörung besteht nochun¬
vermindertundmachtsich überall ,vor allemnaturgemässin Wienverhäng-¬
nisvoll fühlbar .Darüber hinaus aber wurde Wiendurch die harte undunge¬
rechte Abänderungder Abgabenteilung schwerstens beeinträchtigt .DieAb¬
gaben des Wiener Industriegebietes wandern ab und ermöglichen ausserhalb

Wienseine viel leichtere Steuerpraxis .Dafür fehlen aber demWiener
Gewerbedie Aufträge der Gemeindeund die Folge alldessen ist dasAn¬
wachsen der Arbeitslosigkeit .

DieAbgabenertragsanteilehabenstatt der laut Mitteilungdes
Finanzministeriumsveranschlagtenrund 138MillionenSchillingknapp
88 MillionenSchilling geliefert .MittenimVerwaltungsjahrmusstendie
vomGemeinderatbereits bewilligtenBudgetansätzeweitestgehendgeändert
werden .Die Bezüge der aktiven und pensionierten Angestellten sind
gekürzt wurden ,die Investitionen ,darunter leider auch derWohnhausbau
haben sehr starke Einschränkungen erfahren .Nur das Fürsorgewesen ist

voneiner Minderungder Leistungenausgeschlossengeblieben .Erspar¬
nisse ,die in den Anstaltsbetrieben erzielt werden konnten ,sind der
offenen Armenpflege zu Gutegekommen.

DerFinanzreferentwendetsich sodanndemProblemderFinan¬
zierung der Wohnhausbauten zu und führt diesbezüglich Folgendes aus :

Alle Länder und Gemeinden ,die eine grössere Verschuldung auf
weisen ,befindensich gegenwärtigin der übelstenLage .JederTagbringt
Meldungenvonder Zahlungsunfähigkeitder angesehendstenStädte .Ichwill
nicht von den Schwierigkeiten sprechen ,die NewYork oder Chigagohaben .
Es sei bloss daran erinnert ,dass in der letzten Zeit Frankfurt a .M .und
Köln an die Nachsicht ihrer Gläubiger appellieren mussten .Angesichts

dieses Tatbestandes sollte manmeinen ,dass die so viel angefeindete Fi- ¬
die Investitionennanzpolitik der Gemeinde als richtig anerkannt wird ,/in erster Linie

den Wohn- hausbaunicht durch Schulden zu finanzieren . .Trotzdemhatas
bei der Beratungdes Rechnung- abschlusses1931imgemeinsamenAusschuss
nicht an tadelnden Hinweisen nach dieser Richtung hin gefehlt . .
Manmusssich nur einmal vergegenwärtigen ,wie die Lage Wienswäre ,
wenn wirklich der Wegder Anleihen beschritten worden wäre .Einige unan¬
fechtbare Zahlen werdendas notwendigeBild liefern .Vomersten Jänner
1923an bis zum31 .Dezember1932werdensich die AusgabenderGemeinde
für den Wohnhausbauaus eigenen Mitteln ,also ohne Einbeziehung derBauten
mit Hilfe der Bundesaktion ,auf rund 760MillionenSchillingbelaufen .
Dazu kommennoch die Aufwendungenfür Grundkäufe in demgleichen Zeit¬
abschnitt mit 55 Millienen Schilling .Dasergibt zusammenAusgabenfür
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den eigenen Wohnhausbauvon 815 Millionen Schilling .Die grossen Kosten
für die Aufschliessungdes Geländes ,für Strassenbau ,Kanalisation ,
Zuleitung vonWasser ,GasundStrombleiben dabei vollkommenunberück¬
sichtigt .Die Gemeindehat bekanntlich eine einzige Anleihe ,jenefür
die städt .Unternehmungen ,Ende1927aufgenommen .Eswardies diegünstig¬
ste Zeit undWienkonnte ,ebennur deshalb ,weil es sonstschuldenfrei

war ,ungewöhnlichvorteilhafte Bedingungenerzielen .Geht manalso
selbst von der unwahrscheinlichen Annahme aus ,dass es möglich gewesen

wäre ,auch den Wohnhausbau in der gleichen so vorteilhaften Weisezu

finanzieren ,sowürdedemeinAnlehensnominalevon924MillionenSchilling
entsprechen .Der durch 25 Jahre zu leistende Tilgungsdienst samtden
Einlösungsspesenwürdesichalljährlicheaufrund76MillionenSchilling
belaufen .Undnunmussmandie Wirkungauf das Budgetuntersuchen .
Zunächst ist es selbstverständlich ,den Nettoerlös der Wohnbausteuer

als Deckungzu verwenden .Es Sinddieslaut Voranschlag1933 ,also
schon einschliesslich der Erhöhung ,4h,514 . 000Schilling .Damit
könnte also ,wie mansieht ,keinesfalls das Auslangen gefundenwerden .
Eswärevielmehrnotwendig ,nochdarüberhinausrund31 . 5Millionen
Schilling aus anderen Steuerquellen he inzuziehen .Das Erträgnis von
nicht wenigerals weiterenzwölfGemeindesteuernmüsstefür denSchulden¬
dienst herangezogenwerden .Grundsteuer ,Bodenwertabgabevonverbautem
Liegenschaften ,BodenwertabgabevonunverbautenGrundflächen ,Nahrungs¬
oder Genussmittelabgabe ,Fremdenzimmerabgabe ,Wertzuwachsabgabe ,Plakat - ¬
abgabe ,Inseratenabgabe ,Hauspersonalabgabe ,Feuerversicherungsabgabe ,
Feilbietungsabgabe und Konzessionsabgabesollen nach demnächstjährigen
Budget31,330 . 000Schilling liefern .Es bliebe nocheinungedeckter
Rest von einigen hundertausendSchilling übrig .Dasalles müsstenurfür
den Anlehensdienst verwendet werden ! Von irgendeiner ,auch noch so

gering fügigen Wohnbautätigkeitkönnteselbst verständtlich garkeine
Redesein .MitHilfeder nöchivorfügbarenWohnbausteuerkönnenimmer¬
hin 4ooo Wohnungenalljährlich geschaffen werden .HoooFamilienfindan
Jahr für Jahr eine menschenwürdigeUnterkunft .TausendeArbeiterhaben
Beschäftigung ,Dasalles hätte ein Ende .Zuwelchenfürchterlichen
Drosselungen des Budgets die Beschlagnahmeder anderen zwölfGemeinde¬
steuern für Schuldenzahlennochausserdemführenmüsste ,kannmansich
vorstellen .An eine Aufrechterhaltung der Fürsorge im heutigen Umfange
wäre nicht mehrzu denken .In einer Zeit wachsenderSteuerergebnisse
mochte manvielleicht das Schuldenmachenanders betrachten .Geradedie
rückläufige Konjunkturbeweist ,dass es ein schweres Unglückfür Wiengewe
wäve ,dieser Verlockung zufolgen .

Der Fi nanzreferent wendetsich sodann den gleichfalls zurstehenden Berichten
Beratung/desRechnungshofesundKontrollamteszu .Wiensteht ,solegte
er dar ,auch in dieser Beziehung unter einem Sonderrecht .Alserste
Gemeindeundals erstes Landhat Wienfreiwillig sich ein eigenes ,vom
Magistrat vollkommen unabhängiges Kontrollamt geschaffen .Es ist seit

1 .Juli 1920tätig .In ganzausgezeichneterWeise! Ausreinpolitischer
Gründen wurde Wien überdies der Ueber pbüfung durch den Rechnungshofunter¬
stellt .Nun liegen bereits 3 Berichte des Rechnungshofes vor .Alljähr¬
lich prüft ein Stab 'der hervorragenstenBeamten ,die übereinbewunderns-¬
wertes Massvon Sad kenntnis verfügen ,monatelang dieGebarung ,
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NebenmanchemuneingeschränktenLobstellen die BerichteUebersehen,
Mängel ,Fehler fest ,wie sie eben unvermeidlichjedemMenschenwerk
anhaften .DerRechnungshofgibt auch wertvolle Anregungen ,diegerne
befolgt werden .Nachdemder Nationalratdas Gesetzbeschlossenhatte ,
wurdeselbstverständlich der Standpunkt eingenommen ,demRechnungshof
seineschwierige Arbeit nach jeder Möglichkeit hin zu erleichtern .Der
PräsidentdesRechnungshofesanerkanntdiesauchdurchseinenAntrag,
der Gemeinderatmögeden Beauftragten für ihre Haltung den Dankaus¬

sprechen .
DasVorhandenseinzweier Kontrollapparate hat zur FrageAnlass

gegeben ,ob nicht eine überflüssige Doppelarbeit verrichtet werdeDas
trifft nicht zu .Die Tätigkeit des Kontrollamtesund desRechnungshofes
ist einevöllig verschiedenartige .Untergar keinerBedingungkannetwa
dasstädtischeKontrollamtals entbehrlichbezeichnetwerden.Wennes
nicht schon da wäre ,müsste es gegründet werden .

Die Kontrolle des Rechnungshofesbeginnterst ,wenndasGe¬
barungsjehrvollständig abgeschlossenundder Rechnungsabschlussaufge¬
stellt ist .DieTätigkeitdesstädtischenKontrollamtesaberisteine
laufende ,täglich auszuübende ,welchedie GeschäftsgebarungdesMagistrate
unausgesetzt begleitet .Das Kontrollamt unterzieht die Geschäftsfälle
unmittelbarnachihremEntsteheneinerUeberprüfung.Soprüftbeispie. -¬
weisedas Kontrollamttäglich jede einzele Post der Hauptkasseund
dadurchauchmittelbardie Kassenaller Bezirksämter .In sämtlicheBelege
undBuchungennimmtdasKontrollamtspätestensinnerhalb24StundenEin¬
sicht .Dasblosse Bewusstsein . ,dass eine vomMagistratevölligunabhän¬
gige Kontrollstelle der Gemeindeunausgesetzt am Werkeist ,schärft
selbstverständlich die Aufmerksamkeitand verhindert vonvorneherein
sehr viele Unrichtigkeiten und Unkorrektheiten in der Gebarung .Das
ständige Bereitsein für eine Kontrolle durch das eigens hiefürbestimmte
Amthat sich insbesondereauf demGebieteder Kassen -Inventar -und
Materialgebarungvonoft erprobtemWerteerwiesen .Dasunausgesetzte ,

rascheste ,demEntsteheneines SchadensvorbeugendeFunktionierenist
die Aufgabe des städtischen Kontrollamtes .

Stadtrat Breitner richtete schliesslich an denGemeinderat
die Bitte ,in die Beratungdes Rechnungsabschlu - sseseinzugehen .(Leb¬

hafter Beifall bei der Mehrheit . )
Nach Eröffnung der Sitzung leisten die an Stelle des ver¬

storbenenGemeinderatesFuchs ,bezw .des GemeinderatesFischer ,dersein
Mandatniedergelegthat ,die einberufenenGemeinderäteDr .Wernisch
undKoppitschdieAngelobung .

Die Generaldebatte über den Rechnungsabschluss wirdzugleich
mit der Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppefür Finanzenabgeführt .
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GR. DrZörnlaib( chr . soz. )bemerkt,wennetwas ,auBeweisedie¬
ser Rechnungsabschluss ,dass die VerwaltungskunstderSozialdemokraten
imWienerRathausoder,bessergesagt ,ihre GrossmannssuchtSchiffbruch
gelitten hat .Dieser Rechnungsabschlusstut mit seinemstattlichen Geba¬
rungsabgangvonüber38Millionenauchrechteinträgnamdar ,aufwel¬
chesNiveauwirtschaftlicherVerelendungdie gesamteBevölkerung ,alsoauc
die Arbeiterklasse gesunken ist .Erist mit seinen trotz rücksichts - ¬
losesterSteuereintreibungumrund15MillionenverringertenEingängen
an Landes -undGemeindeabgabeneine mächtigeAnklagegegeneinwirtschafts
vernichtendesSystem ,dasmanschonals kommunalesAusbeutungssystembe¬
zeichnenmuss ,gegeneinSystem ,dasauseinemdergrösstenZusammenbrüche
unseres Volkes und seiner Wirtschaft geboren wurde .Es fällt unsGhrist¬
lichsozialengewissnichtein ,jenenVorwürfezumachen ,die einstwohl
gutgläubig ,aber nicht minder leichtgläubig den Versprechungen der sozial¬

demokratischenPartei ,dasssie aufs sparsamsteundwirtschaftlichstein
derGemeindehaushaltenwerde ,Gehörgeschenkthaben ,jenen ,dieIhnenihre
Versprechungenvondemgeistigen,kmlturellenaberauchwirtschaftäichen
Aufstieg des Arbeiterstandes geglaubt haben . Abermit Ihnen ,mit derMehr¬
heitdesGemeinderates,diees verstandenhat ,durchsolcheVersprechungen
die Mehrheitder WienerBevölkerungfür sich zu gewinnen ,müssenwirein
ernstesWatredenundwirhoffen ,dassSieunsdiesmalnichtnuranhören,
sondernancherhörenimInteressederwerktätigenBevölkerungWiensund
der WiederbelebungunsererdurchIhre masslosenAusgabenundAbgabenpo¬
litik zusammengebrochenewWirtschaft.WirChristlichsozialehabenSieoft
genuggewarntundvonIhnenverlangt,Siemögennichtsoeinewirtschaft¬
lich ?FahrtinsBlaueinszenieren,Siemögennichtsowirtschaften ,alsob
wirnieeinenKriegverlorenhätten ,als obbeiunsHandel ,Industrieund
Gewerbenochin Blütewäre ,als obwirüberein UebermassvonreichenLeu¬
ten in Wienverfügten ,derenReichtumunerschöpflichist .AberSiehaben
alle unsereWarnungenin denWindgeschlagen .Ihre Abstimmungsmaschinefunk
tionierte tadellos ,auchwennsie die Wirtschaftzermalmte .Sie warenvon
einer marxistischen Ekstase befallen . Werso vermessen war ,Ihnen zusagen ,
dassIhreAusgaben-undAbgabenpolitikwirtschaftsternichtendsei ,den
habenSierundwegals einenFeindderArbeiterklasseverfehmt ,alseinen
FeindjenerArbeiter ,dieSienundankIhrerwahnwitzigenPolitikdemge-¬
fährlichstenunddemamschwerstenzubezwingendenFeindderArbeiterschaf
nämlich der Arbeitslosigkeit ausgeliefert haben .

WirChristlichsozialehabenIhreGemeindepolitikbekämpftso¬
wohlwegenihrerZieleals auchwegendervonIhnenangewendetenMittel
undauchwegenihrereinseitigenklassenmässigenparteipolitischenEin¬
stellung .SowohlderRechnungsabschlusswiederKontrollamtsberichtundder
Rechnungshofberichtgebenunsdarinrecht .IhreZielewarenutopisch ,dabei
abermitunheimlichvielenKostenverbunden .Siewolltenja dasGrosder
kulturellenundsozialenBedürfnisse,sowieSiesiesehen ,gleichfürmin
destensvierGenerationenvoneinereinzigenGeneratton,vondergegenwärt
gentragenlassen .WashabenSie ,als Sie Ihre Herrschaftantraten ,alles
versprochen!Daist IhreWohnhauspolitik.Siehabenimmerhinausposaunt,das
numin diesersozialistischenMusterstadtdie sozialeundwirtschaftlicheWohlfahrt für ewige Zeiten begründet sei .Sie haben Ihre Elite in diese

"monumentalenStättensozialistischenAufbaues"gesetzt. DasGrosdieser
IhrerAnhängerlehtheuteindiesenmonumentalenStätteneinElendsleben,616
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gesetzt auf die Arbeitslosenunterstützungundzumgrössten Teilschmn
ausgesteuert ,und Sie müssennun dazu sehen ,wie Sie aus diesenmonumentalen
Stätten sozialistischen AufbauesIhren Mietzinsbekommen .Heutedrehtes
sich gar nicht darum ,ob mit Anleiheoder nicht gebaut wordenist .Auf
GrunddesRechnungsabschlussesist dasEinefeststehend ,dassdiesesZiel ,
den Hausbesitz zu sozialisieren ,UnsummenGeldesgekostet hat ,dassaber
dieses Ziel ein Dahinschwindender kommunalenSteuerträger undeinHerab¬
sinken der Gemeinde -und Landesabgaben ammehr als 15 Millionen gebracht
hat .Der Rechnungsabschlusszeigt aber auch ,dass dieses Ihr Zielutopisch
war . Denn schon im J,hre 1931 mussten Sie unter dem Druck der realen Ver¬

hältnisse die Ausgabenfür diese Zweckevon90auf 60Millionensenken,
Sie musstenimJahre1932nachweiterherabgehenundwerdenimJahre1933
die Ausgabennochweiter umein Bedeutendessenkenmüssen .Aberauchder
Kontrollamtsberichtzeigt ,wierichtig unsereEinwendungenwaren .Indiesem
Bericht wirdfestgestellt ,dass sich bei der Werkstätte desstädtischen
Fuhrwerksbetriebesdie KostenvonNeuherstellungenhöherbeliefenalsbei
privatenFirmenunddassdurcheine wesentlicheVerringerungderDurchfüh¬
rung von Neuherstellungen es inzwischen möglich gewesen ist ,denPersonal¬
stand der Werkstätteumrund30 Prozentherabzusetzen .Auchin derWerkstät
im XII . Bezirkist durch VergebungvonArbeiten an Private derPersonalstan
wesentlichverringert worden .Dasgleiche gilt vonder Erhaltungderöffen
chenGartenanlagen ,für die FuhrwerksleistungenimBetriebderGemeinde¬
friedhöfe undso weiter .Ueberall habenIhreSozialisierungstendenzen
Schiffbruchgelitten .Sie warensogargezwungen,ArbeiterundAngestellte
abzubauen . BeidennächstenWahlendürfte die Mehrheitnicht mehrversprech
wir bauen weiter ,sondern sie müsste sagen : wirbauen weiter ab( Lebhafter
Beifall bei den Christlichsozialen )

RechnungsabschlussundKontrollamtsberichtgebenunsaber
auchRecht ,wennwir Sie so hartnäckigbekämpfenwegender vonIhnenange¬
wendeten Mitteln .Sie haben durch Aufzwingungeiner Serie von Steuern ,die
sich vor allem gegendie Träger der bürgerlichen Wirtschaftsordnungrich¬
teten ,alles in Ihrem fanatischen Hass gegen jeden Besitz getan ,umauch
den schaffenden Besitz zu schädigen ,und haben dabei übersehen ,dass ein

solches Vorgehenfür die Wirtschaftkatastrophal ist ,sich aber auchnatur
gemässauf tausendeundabertausendeArbeiterundAngestellteauswirkt .
Sie habenauchwirtschaftlich vertretbare Abgabenmit einer solchenRück¬
sichtslosigkeit und mit einer Nichtbeachtung der Wirtschaftkraft des ein¬

zelnenSteuerträgernbemessenundeingehoben ,dass manfüglich sagenkann ,
die Gemeindeist nicht nur Eigehtümerineiner Leichenbestattung ,sbeist
auch die Totengräberin vieler tausender wirtschaftlichen Existenzen ( Leb¬

hafter Beifall b .d .Chr . soz . )
Es war uns vonvornherein klar ,dass bei dieser enormenHöhe

undunfassbarenZahl vonGemeindeabgabenschliesslich dieSteuerquellen
versiegen müssen .Die Fürsorgeabgabemusste zurückgehen ,da sie inihrer
derzeitigen Höheprotuksionshemmendist unddeshalb eine UnzahlvonUnter¬
nehmungenzugrundegehenmüssen .Auchdas Herabsinkender Abgabefüröffent¬
liche Ankündigungenundder Inseratenabgabedeutetauf ein Schwindender
Steuerkraft ,auf ein Schwindenvon Unternehmungenhin .Mit derHausperso¬
nalabgabe ,mit der Sie einst die Reichen treffen wollten ,haben Sienur
die Aermstender Armengetroffen .Sie ist umrundeineViertelmilliongerin¬
ger gewor den .Die Reichen sind abgewandert ,zurückgeblieben sind nurdie
stellenlosenHausgehilfen.Esist übrigensfür dieMehrheit ,die immervor¬
gibt ,sozialzuhandeln,kennzeichnend,dasssiegeradedieseSteuer ,gegen
die wirseit jeherankämpfen ,nochimmeraufrechterhält .Dassauchdi617
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AbgabenvomVerbrauchvonGasundelcktrischemLichtgesunkensind ,zeigt ,
dass die grossenMassensich auchschonamNotwendigsteneinschränken

müssen . WogegenüberdemVoranschlageinige wesentliche Mehreinnahmener¬
zielt worden sind,wie zum Beispiel bei der Nahrungs -undGenussmittel - ¬

abgabe ,bedeutetdieses Plus auchnur einenLeichensteinmehrauf demWege
ganzerGruppenvonGewerbetreibenden .Auchdie Mehrheinnahmebei derWert- ¬
zuwachsabgabeist kein erfreuliches Zeichen .ZumTeil ist sie wohlaufdie
Schillingflucht ,zumgrossen Teil aber auf Zwangsversteigerungenzurück¬
zuführen ,die auch nur den wirtschaftlichen ZusammenbruchvonExistenzen
bedeuten .HörenSie endlicheinmaldamitauf ,die Wirtschaftskriseundden
Zusammenbruchder Creditanstalt als die Hauptfaktorendafürhinzustellen ,
dass Ihr Etat über das Haufengeworfenwurde . Wirmeinen ,dasszumindest
ebensoargwie diese beiden Faktorenin dieser Stadt eine massloseKlassen¬
mässig eingestellte Steuer -und Abgabenpolitik gewütet hat ( LebhafterBei¬
fall bei den Chr . soz . ) . Wierecht wir hatten ,als wir schon seit Jahren
einenradikalenAbbauder Abgabenverlangthaben,beweistauchdieenorme
Höheder Rückständean Landes -undGemeindeabgabenimBetrageron24' 51
Millionen .Auchwennsich dieser Rückstandauf zehnJahrebeziehtist das
genug .Die Anregung des Kontrollamtes ,der Magistrat möge diese Einnahmen¬
rückständeauf ihre Einhringlichkeit überprüfen ,ist sehrberüksichtigungs¬
würdig ,Das Ergebmisdieser Ueberprüfungwird sein ,dass dieseRückstände
restlos uneinbringlichsind unddasssie restlos werdenabgeschriebenwerden
müssen .Manverschaffe damitder Bevölkerungendlich eine kleineErleich¬
terung ,nachdemmansie durchein Jahrzehntmit dieser wahnwitzigenAbga¬
ben -undAusgabenpolitikgequälthat .

Der Rechnungsabschluss beweist aber auch ,wie berechtigt unsere
Gegnerschaft gegenIhre einseitige parteipolitische Einstellung in derBe¬
meindepolitik war .Da hat man viele Millionen Schilling aus der ganzen Be¬

völkerungohneUnterschiedder Parteieinstellung herausgepresstundsiezur
ErbauungvonMammuthäusernverwendet,dienichtsanderesseinsollten,als
ZwingburgenIhres Parteigeistes .Sie erbauendiese Wohnungenja nurdeshalb
damitSieIhrenParteiangehörigenGeschenkemachenkönnen. EskommtIhnen
nicht darauf an ,in dieser Stadt ,sondern für Ihre Parteigenossen sichtbar
zu verwalten .Sie haben die Siedlungsbewegung vernachlässigt ,ja ihr sogar
entgegengearbeitet ,weil Sie heimatverbundeneMenschennicht brauchen .Sie
habenauchviel Geldfür dasStadionausgegeben ,zumgutenTeildeshalb ,
damitSie dort die Arbeiterolympiadeabhaltenkönnen .DieganzeStadtmusste
die Inszenierungskosten für eine Parteiparade bezahlen .uns

Wenn /auchRechnungsabschluss ,KontrollamtsberichtundRechnungs¬
hofbericht Rechtgeben ,so stehen wir allen diesen Vorlagendochablehnend
gegenüber ,zunächst aus matæriellen Gründen ,weil sie auf einer von unsbe¬
kämpften ,grundirrigenGemeindepolitikaufgebautsind ( LebhafterBeifallb .
d .Chr .soz ' .Alle diese Vorlagen geben auch kein ganz klares Bild ,namentlich

nicht überdasGemeindevermögen,ohwohles für die Bevölkerung ,derenGross
teil hungert und darbt ,sehr interessant wäre ,zu wissen,wie grossinsbe¬
sonderedas Immobiliarvermögender Gemeindeist . Wirlehnen die Vorlageaber
auch aus formellen Gründen ah . Wirwollen mit Ihnen in keinem Belangedie
Verantwætungteilen .Sie habengegenuns immerdie Abstimmungsmaschinewirk¬
samwerdenlassen .Nuntragen Sie auchnur allein die Verantwortung ,diegewi
recht schwerist . AberwirgebenIhneneinenTrostmit .Rechnungsabschluss ,
KontrollamtsberichtundRechnungshofberichtzeigenja deutlich ,dassIhre
Verwaltungsmethoden,dass Ihre Herrschaftin dieser Stadt zur Neigegeht .Den
Marxismus ,demSozialismusgehört nicht die Zukunftdieser Stadt ,dieZukunf618
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gehört ja doch der chrit lichsozialen Idee und ihrer Partei ,die esverstan¬
denhat ,nicht als Dienereiner Klasse ,sondernals DienerderAllgemein¬
heit zumWohleder Gesamtheit der Bevölkerung Wiens diese Stadt zuverwal¬
ten ( Lebhafter Beifall bei den Chr . soz . )

Stadtrat Frauenfeld ( Nat ,soz .) führt aus ,der worliegende
Rechnungsabschlussstehe im Zeichendes Ereignisses ,dass nachderEraedigur
dieser Vorlageder geistige Vater des gegenwärtigenSystemsdieAbsicht
hat ,in der politischen Versenkungzu verschwinden .WennHerrSt . R.
Breitner sich vonseiner Tätigkeit zurückzieht ,so nicht nurdeshalb ,
weil zwischen dieser Absicht und der Wahl vonl5 Nationalsozialisten

tigkeiteine mwerkwürdige Gleichzei besteht ,sondern wohl auchdeshalb ,
weil er nicht den Zusammebruchseiner Tätigkeit erleben will .Mankonnte
diese Finanzpolitiksolangefortsetzen ,solangedas Kapitaldazuvorhanden
war .Herr St .R .Breitner hat heute hier erklärt ,dass dieFinanzen
der GemeindeWienin Ordnungsind ,währendandere Städte in grosseNot
geraten sind ( Gem .Rätin Deutsch - Kramer( soz .dem . ). B .Koburg! )
Wirhabenin Koburgeine Schuldenlastübernommenundverringert ,wie
wir es überall tun ,wo wir zu verwalten Gelegenheit haben .Wennaber
darauf verwiesen wird ,dass die Finanzen anderer Städte in Unordnungge¬
raten sind ,so mussdementgegengehaltenwerden ,dass es dafür derBe¬
völkerung in diesen Städten besser geht .( Zustimmung bei den Nat .soz . /

Hier werdenwir es aber erleben ,dass die GemeindeWienschliesslich
der letzte Ueberlebendein Wiensein wird .Es handelt sich nichtdarum,
schöneRechnung- sabschlüssevorzulegen ,sonderndarum ,derBevölkerung
erträgliche Lebensbedingungenzu schaffen ,unddieses Problemhaben
die Sozialdemokratennicht gelöst .Wermit offenenAugendurchdie
Strassen dieser Stadt geht ,sieht ,dass ,soweit es sich umdieboden¬
ständige deutsche Bevölkerung handelt ,Wieneine sterbende Stadt ist ,
und das ist in erster Linie denen zu danken ,die diese Stadt seit 14
Jahren beherrschen .Es ist besondershevorgehobenworden ,dass inWien
so viele Wohnungengeschaffen wurden ,dass auf drei Menschenschoneine
Wohnungkommt .TrotzdemgehenTausendein den Strassen herumundwissen
nicht ,wo sie die Nacht verbringen sollen .Auf der anderen Seite kann
aber jeder ,der über ein paar tausendSchilling verfügt ,sichjederzeit
eine Wohnungkaufen .Wir finden in den Ausweisen den Gas -undElektrizitä
werke erhebliche Beträge für schuldige Gas -undStremrechnun
gen und wir müssen uns . : ,wie das möglich ist ,da jedem ,derdie
Licht und Stromrechnung nicht zahlt ,Licht und Gas gesperrt wird .DieAus¬
gleiche sind ein blühenderWirschaftszweigder jüdischenWirtschatshyänen

geworden und dort laufer ,diese rückständigen Beträgeauf .
Das kläglichste Kapitel dieses ganzenRechnungsabschlusses

stellt vielleicht das Wohlfahrtswesendar .Es fordert zur schärfsten Kri
tik heraus ,das eine Gemeinderatsmehrheit ,die sich als sozialdemo¬
kratisch bezeichnet ,gerade das WohlfahrtswesenzumGegenstandvonEr¬
sparungenmachenmuss .Aufder einenSeite wirdein kostspieligesStadion
genautundaufderanderenSeiteerlebenwires jedeWocheimStadtsenat ,
dassAnträgeaufErhöhungderUnterhaltsbeitiägefür altearbeitsunfähige
LeuteumzweiSchilling mit der Begründungabgewiesenwerden ,dassdie
Mittel nicht vorhandensind .In denVersergnggsanstaltenist einimmer
grösserer Abbaudes Belagesder Betten zu verzeichnen .Wirhatten imJahre
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1922 acht Anstalten mit 10198 Betten und haben jetzt nur mehr6
Anstalten mit 8702 Betten .Wir hatten im Jahre 1928 sieben Tuberkolose - ¬

heilanstalten mit 1loo Betten ,heute sind es nur mehr zwei mit 700

Betten .Wirhatten in der Jugendfürzorge9 Anstalten mit 1500Betten ,
jetzt sind Sie auf 3 Anstalten mit 900 Betten gesunken .Wirkönnten
auchvondenLehrlingsheimenerzählen ,die teils gesperrt ,teils anderen
Aktionenübergebenwordensind ,vondemInstitut fürKrüppelfürsorge
das aufgelassen wordenist ,und vonanderenwichtigen dersozialen
FürsorgedienendenEinrichtungen ,die teils gesperrt ,teils sogering
datiert sind ,dass sie nicht mehrin der alten Formaufrechterhalten

werden können .

20 verschiedeneSteuernundAbgabensind aus derBevölkerung
herausgepresst worden .Trotz des enormenBetrages von 36 Millionen

Schi lling ,der an Wohnbausteuer aus der jetzigen Generation heraus¬

gepresstwird ,ist die Wohnungsfragenichtgelöstworden .Manlegtuns
schön hergerichtete Bilanzen vor ,bleibt aber die Antwortschuldig ,

bei welchen Banken die Gelder erlegt worden sind ;wahrscheinlich bei

der Zentralsparkasse der Gemeinde Wien ,vielleicht auch bei der Arbeiter¬

bankoderbei der Eskomptegesellschaft.Ich möchteda die Fragestellen ,
ob diese Millionen identisch sind mit jenen Millionen ,die die Zentral¬

sparkassean sozialdemokratischeGemeindenin der Provinzverliehenhat
weil es sich hier umBeträge handelt ,die uneinbringlich gewordensind .
( Zustimmungbei denNat .soz . )UeberdieseTatsachenkommtmannicht

hinweg ,wennmannochso schöngarnierte RechnungsabschlüsseundBerichte
des Kontrollamtes vorlegt .Das Kontrollamt ist ein Institut ,das aus

Angestelltender Gemeindezusammengestelltist undbestenFalles alsein
Bürozur Rationalisierung ,aber nicht als Kontrollamtbezeichnetwerden
kann .Ein solches könnte es nur dann sein ,wenn an der Spitze ein pari¬
tätischer Ausschussdes WienerGemeinderatesstünde .( gustimmungbeider
Parteigenossen . )Ausserdemist uns ein Bericht des RechnungshofeszurVer
fügunggestellt worden ,der nur sanft anzudeutenwagt ,wasihmnichtgeneh
ist .Trotz dieses unerhörten Wohlwollens musste aber auch derRechnungs¬
hof mancheKritik üben .Wirkönnenalso auchdiese beidenBerichtenicht
als eine Rechtfertigungdes vorliegendenRechnungsabschlussesansehen .
Wirhabenauchkeinerlei Anhaltspunktdafür ,dass in demgegenwärtigen
Sytemeine Aenderungeintreten würde .Es wird uns im Gegenteilwiederholt
versich ert ,es bleibt alles beimalten .Es wird die Bevölkerungweiter

umihr Geldgebracht werden ,wir werdenweiter die Stadt sein ,dieeinen
WeltrekordanSelbstmordenaufstellt ,wirwerdennochtweitersteigende
Rekordziffernan BankerottenundAusgleichenaufzeichnen .DerNational¬
sozialismus ,vertreten durch seine Fraktion hier umGemeinderat ,wird
nach wie vor den Standpunkt der schärfsten Ablehnunggegen diesePartei¬
politik und gegen das Festhalten an Grundsätzeneinnchmen ,die für jeden
logisch denkenden Menschen als überholt und als undurchführbar erwiesen

sind .Wir werdendaher selbstverständlich diesenRechnungsabschlüssen
nichtunsereZustimmunggeben .Eswirdeinmaldie Zeit kommen,woRechen¬
schaft wirdabgelegtwerdenmüssennicht vor irgendeinemselbstgeschaffen
Kontrollamt ,nicht vor irgend einem mimosen - zartenRechnungshof ,sondern
woRechenschaft wird abgelegt werdenmüssendenen ,die dieLeidtragenden - ¬
dieser 14 jährigen Tätigkeit sind .AndiesemTagewirdeinePrüfung
dieser Rechnungsabschlüssestattfinden ,die objektiver undehnlicheraberfür die Schuldtragendenbedenklichersein wirdals diesemüssigeDebatte
über bereits durchgeführteDinge .( LebhafterBeifall bei denNat .Soz. )
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Gem .Rat Dr .Hanke( Nat .soz .) erklärt ,seine Partei rechne
es St . R .Breitner keineswegs zumVorwurfan ,dass er dieFinanzgebarung
auf einem bestimmten System aufgebaut hat ,wohl aber ,dass er vondieser
Richtungnicht abgegangenist ,als er einsehen musste ,dass siezum
Ruin führt .Es steht ausser Zweifel ,dass sich St . R.Breitner beiden
Ausgaben nicht von den Notwendigkeiten leiten liess ,sondern vielmehr
von demReklambedürfnisseiner Partei .Es war nicht das WohlderStadt
entscheidend ,sonderndas Wohlder sozialdemokratischenPartei .Diesehat
demSt . R.Breitner taxfrei den Titel eines Finanzgeniesverliehen .Die
GewerbetreibendenhabenihmeinenanderenTitel verliehen .SeineTätigkeit
hat sich darinerschöpft ,dasser rücksichtslosSteuerneingehobenhat .

Es war ihmdabei vollkommengleichgültig ob dabeiExistenzen .
zugrundegehen .NachunsererMeinungwarSt . R.Breitnernur einguter
Steuereintreiber .( Zustimmungbei den Parteigenossen) .Dazugehört
aber kein Genie ,das trifft jeder Steuerbeamte .Es gehört nicht einmal
Mutdazu ,denndie Mehrheithat ihmdie nötige Deckungverschafft .
Jetzt sind die Herrender MehrheitamEndeundder Rücktritt desFinanz¬
referenten bestätigt diese offenkundigeTotsache .DieKassenbestände
sind im Laufedes Geschäftsjahres auf eine Million Schillinggesunken ,
die Steuerrückständebetragenrund24MillionenSchilling .Rednerfragt
denFinanzreferenten ,ob in diesemBetragesämtlicheVerzugszinsenund
sämtlicheVerzögerungszuschlägeaufgenommensind ,undwennja ,wiehoch
die Verzugszinsenund Verzögerungszuschlägesind .Die Bevölkerungkann
die Lasten nicht weiter tragen .DeshalbhabendieNationalsozialisten
schonim Juli den Antraggestellt ,es sollen auf die DauervonzweiJahren
sämtliche Steuerrückständegestrichen werden ,wenndie laufendeSteuer

pünktlichentrichtet wird ;undwiewerdenimZugeder BeratungdesVoran¬
trages den Antragerneuern .Der Rednerkündigt einen AntragaufAuf¬
lassungderRevisionsstellean ,besprichtdanndieFragederSubventionen,
von denen auch sozialdemokratische Gemeinderäte unverblümt zugegeben haben ,

dasssie lediglichzuparteipolitischenZweckenerfolgen ,verlangtdie
Vorlageeiner Gemeindehaushaltsordnungundkommtdannauf dieNahrungs-¬
und Genussmittelabgabe zu sprechen .Er verweist darauf ,dass sich die

GemeindeWienbei derWökmiteinemBetragevon250 . 000Schillingbeteiligt
( Gem. R.Dr .Riehl ( nat .soz .) :der grösste Skandal ! )DasGastgewerbe
hat unter den gegenwärtigenVerhältnissen schwerzu leiden undes ist unver¬
antwortlich ,dasseinemKonkurrenzunternehmendieserBetragzurVerfügung
gestellt wird .DieWöksoll wiederzudemgemachtwerden ,wassieursprüng-¬
lich war ,zueinerGemeinschaftsküche .AuchderSaadion-betriebgesell¬
schaft wurde eine Stammeinlagevon 175 . 000Schilling geleistet .
DerPächterhat nichtnureinenhohenPachtzuleisten ,sondernerwird
auchverpflichtet ,woer seine Wareneinzmkaufenhat ,dieLieferanten
werdenihmgenaubezeichnet ,undauchdieseLieferantenwerdenverpflichtet
an die StadionvertriebsgesellschaftBeträgebis zu 20 . 000Schillingzu

bezahlen .

ZudemBerichte des Rechnungshofeswärenochzu sagen ,dassder
RechnungshofdieRichtigkeitdesvorliegendenBerichtesbestätigenmüsste,
dennder Berichtist unsnur in Abschriftundüberdiesin einerForm
vorgelegt werden ,in der er vom Rechnungshof gewiss nicht vorgelegt wurde .

DasKontrollamtder GemeindeWienbietet in seiner heutigenForm
keineGewährfür einewirksameKontrolle .WirhegenkeinenZweifel ,dassdie
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beauftragten Beamten ihre Pflicht nach bestem Wissen und Gewissen tun ,
aber ihre Berichte verschwinden .Wir verlangen daher ,dass wie beim

Land Niederösterreich ein dreigliederiger Ausschuss eingesetzt wird ,
der alle diese Berichte bekommt ,und dass die Beamten des Kontrollamtes

unabsetzbar gemacht werden .Wird dieser Antrag nicht angenommen ,werden
wir die Auflösung des Kontrollamtes verlangen ,

Der Minderertrag an Gemeinde - undLandesabgaben ,das Zusammen¬
schmelzen der Kassenbesände , die rückständigen Gemeinde¬

steuern illustrieren am besten die heutige Situation .Die Mehrheitist
pleite und sie hat den Ausgleich auch achon angemeldet ;sie kann ihren

Verpflichtungen ,vor allem in der Fürsorge ,nicht mehr nachkommen ,sie
muss die Aermsten der Armen kürzen .Bald wird auch das nicht mehr mög¬

lich sein und dann muss die Mehrheit den Konkurs anmelden und dasVolk .
wird über das System Breitner zu Gericht sitzen .( Lebhafter Beifall
bei der Nat .Soz . )

Vorsitzender Weigl erklärt die Debatte für geschlossen und

erteilt dem Finanzrefenrenten das Schlusswort .
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St .R .Breitner :Die beiden Oppositionsparteien haben andem
Rechnungsabschluss 1931 und damit auch an der verwaltenden Mehrheitharte
Kritik geübt .Das ist auch ganz selbstverständlich .Es kann eine Mehr¬

heit nur nach jenen Grundsätzen verwalten ,die eben ihrem Programm
entsprechen ,undmussdaherdas Missfallender Oppositionhervorrufen .

Gh .Dr .Zörnlaib hat davongesprochen ,dass dieGrossmannssucht
der sozioldemokratischen Mehrheit in dieser Stadt Schiffbrucherlitten
hat ,dass eine wahnwitzige Ausgaben -und Abgabenpolitik dasElendsleben
in dieser Stadt verschuldet habe ,Wenndem so wäre ,würde die Mehrheit
der Bevölkerung in dieser Stadt längst ein vernichtendes Urteil über

die Mehrheit gesprochen und ihr das Vertrauen entzogen haben .( Zustimmung
bei den Sozialdemokraten - Zwischenrufe bei denCrhistlichsozialen
und Nat .Soz .St . R .Frauenfeld :Ihr habt nur mehr Juden undTschechen !
DieMehrheitdieser Stadt sieht aber ,dassin denBundesländerndraussen,
die ausnahmslosunter bürgerlicher Verwaltungstehen ,es nichtzustande¬
gebracht haben ,die Arbeitslosigkeit aus der Welt zu schaffen oder auch
nur kleiner zu gestalten als in Wien .Die Mehrheit der WienerBevölkerung
blickt über die Grenzen Oesterreichs hinaus und erkennt ,dass eine Krise

ven un erhörter Gewalt über das Erdrund zieht .In England 2Millionen
Arbeitslose ,in Deutschland 5 Millionen ,in Amerika11 Millionen !
Auchim fascistischen Italien ein Arbeitslosenstand von mehrals 1Million .
Dannerkenntebendiese WienerBevölkerung ,dassdas fürchterlicheElend
der Welt wahrhaftig nicht vomWienerRathause ausgehen kann ,sondern
dass dafür ganz andere Ursachen bestimmendsind .

Ich habe schondargelegt ,weshalbdie Gemeindeim Jahre1931
ihre Tätigkeit so arg schmälernmusste .Die Abgabenteilungist zu
ungunsten Wiens geändert worden und daran ist ganz gewiss die Gemeinde¬
verwaltung unschuldig .Grosse Bankinstitute sind zusammengebrochenund
die Vertrauenskrise im kapitalistischen System hat geradezu verheerend
gewirkt .Es sind die Wirtschaft vernichtende Devisenvorschriften erlassen
worden ,überall machesich die zerstörendsten Autarkiebestrebungen geltend .
Auchdafür hat die Gemeindeverwaltunggar keineVerantwortung.

St . R .Breitner befasst sich sodann mit den von denDebatte¬
rednern vorgebrachtenEinzelheiten .Dannfährt St . R.Breitnerfort :
Es wurde gesagt ,dass zwischen den Zeilen des Berichtes desRechnungs¬
hofes ein besonderesWohlwollenfür die WienerVerwaltungzu lesensei .
Der Rechnungshofist eine von Wiengänzlich unabhängigeStelle .Wennman
schonzwischenden Zeilen lesen will ,so nur innere Achtungvoreiner
reinen ,ehrlichen Verwaltung ( Lebhafter Beifall bei den Soz .dem . )

STR .Frauenfeld erklärte ,man ' erbte in dieser Stadt vor der Zeit .
Dasist wahr !Abernicht nur in dieser Stadt ,nicht nur in ganzOesterreid
sondern auf demweiten Erdenrundsterben Hunderttausende ,sterbenMillionen
vor ihrer Zeit ! Sie gehennicht zugrundean unsererVerwaltung ,sondern
an den unheilbaren Fehlern der kapitalistischen Wirtschaftsordnung .
( Beifall bei de Soz .dem . ) .- Zwischenrufe ) .

Die nationalsozialistischen Redner haben sich mit dem
bevorstehendenWechselim Finanzreferat befasst .GR .Hankehat indiesem
Zusammenhangvon einemSystemBreitner gesprochen .Demgegenübererkläre
ich :Es gibt kein System Breitner und es hat keines gegeben .Der Finanz¬

referent der Gemeinde hatte sein Ressort im Sinne des Programmes der so¬
zialdemokratischen Partei zu führen .( Lebhafter Beifall bei den Soz .dem . )
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Gleich allen anderen Stadträten musste er sich bemühen ,jene Grundsätze
zur Geltung zubringen ,die den Anschauungen der Mehrheit der Bevölkerung
entsprechen ,die diese Verwaltung in dieser Stadt eingesetzt und bei
jeder Wahl bestätigt hat .

Unzutreffend ist es,von einem starrsinnigen Festhalten aneinmal
beschlossenen Abgaben zu sprechen .Mit grosser Bereitwilligkeit wurden in

den besseren Konjunkturen wiederholt Ermässigungen vorgenommen .Wäre Wien
bei der Abgabenteilung nicht so verkürzt worden ,so hätte dies auchweiter
geschehen können .Wir bedauern es selbst ,dass dies heute unmöglich

ist .

Die sozialdemokratische Partei hat sich selbstverständlich
von Anbeginn auch bei den Wiener Gemeindeabgaben zu der Auf¬

fassung bekannt ,dass die Besitzlosen soweit als nur möglich geschont ,die
Besitzenden dafür aber weitestgehend zur Steuerleistung herangezogen
werden müssen .Daran kann und wird sich natürlich nie etwas ändern .Deshalb

kann auch ein Personenwechsel im Finanzreferat keinen Wechsel des Abga¬
bensystem mit sich bringen .

Einer der Oppositionsredner hat vorausgesagt ,es werdezumSchlus¬
se eine lange Dankesrede des Bürgermeisters für mich geben .Das wird nicht
der Fall sein .Ich habe den Herrn Bü rgermeister dringend gebeten ,von
einer Würdigung meiner Tätigkeit und von jedem Dankeswort abzusehen .
Das Bewusstsein ,dass ich in dieser schweren Zeit der Stadt Wien imDienste

des Sozialismus dienen durfte,ist für mich Dank genug .( Stürmischer Bei¬
fall bei den Soz .dem . - DieMitglieder der sozialdemokratischen Partei
erhaben sich und bringen STR . Breitner lebhafte Ovationen dar .
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Damit ist die Generaldebatte und die Spezialdebatte über
die Verwaltungsgruppe II beendet .

In der Spezialdelatteüber die VerwaltungsgruppeIbemerkt
SR .Stöger( chr .soz . )dieTatsache ,dassderFinanzreferent,

wieer heutesagte ,seineFunktionnurimSinnedesSozialismusausgeübt
hat ,hat sich an demstädtischenPersonalsehr bitter gerächt .Demstädti¬
schen Personal wurde ein grosser Teil der Bezüge weggenommenundder
Fersonalstandwurdetrotz des ständigenZuwachsesvonAgendenumeinige
hundertPersonenherabgesetzt .GegenüberdemVoranschlagwurdediean¬
sehnliche Summevon weit mehrals 12 Millionen erspart .Durcheinesolche
PolisiksägtdieGemeindeverwaltungandemAste ,andemsie sitzt .DieGe-¬
meindeverwaltunghat durchihrenfluchwürdigenSozialisierungswahnnicht
wenigdazubeigetragen ,die reiche Gemaindevonehemalsin dieheillose
Lagevonheutezu bringen .Es ist aber herzlosundungerecht ,dieFolgen
dieses Irrwahnsdas Personal entgelten zu lassen .Die Gemeindetreibt mitter
denngesteiltenRaubbauaufs Höchste .NurumderSozialisierungsidee
willen wurdeneine MengevonAgendender privaten Wirtschaftabgenommen
unddamiteine für die Gemeindeselbst schädlicheVergrösserungdesAuf¬
gabenkreisesderGemeindeundeineunnötigeAufblähungdesPersonalstandes
herbeigeführt ,derPersonalaufwandin einernichtzurechtfertigendenWeise
erhöhtunddamitdie heutigeunhaltbareLagegschaffen .Sinddieungeheuren
Summen,/derheutige Mammutbetreb erfordert nicht mehraufzubringen,so
suchemaneinen Ausweg nicht in der wei teren VerpreletarisierungdesPer¬
sonals ,sondern danngebemander Privatwirtschaft jeneBetriebe
zurück ,die die Gemeindezu Unrechtan sich gerissen hat .DurchdieUeber¬
nahmederKanalräumungsarbeitendurchdieGemeindewurdezumFeispiel
derPersonalaufwandschwerbelastet ,derPersonalstandumeinigehundert
AngestelltevergrössertundderPrivatwirtschaftVerdiestmöglichkeitenge-¬
nommen.Fast80ProzentderTischlergehilfensindheuteohneBeschäfitung.
Dafürhält aberdiestädtischeLeichenbestattungeineeigeneTischlerei
mitca zweiDutzendArbeiternundaucheineeigeneSpenglerei ,Betriebe,
die sich nicht nurmit der HerstellungvonSärgenbeschäftigen ,sendern
auh derPrivatwirtschaftKonkurrenzmachen.DabeiVereinigerLeiterdie-¬
sesstäctischenUnternehmensdieLeitungzweiergrosserAbteilungenin
seinerFersenundhatin derZeiteinersogrossenArbeitslosigkeitden
entsprechendenDoppelbezug.Wiesich die Auflassungüberflüssigerstädti -¬
scherBetriebeaufdenPersonalaufwandauswirkenwürde,zeigtzumBeispiel
die städtishe Dampfwäscherei .Nachdemder Bund dieser Wäscherei die Reinigun
derWäschederFondskrankenanstaltenabgenommenhatte,konntederPerso¬
nalstand von165auf 72 Personenreduziert werden .Eines derdüstersten
Kapitalist dieSchuwa.Zwarist imRechnungsabschluss1931eineHerabset-¬
zungdesFersonalstandesderSchuwaausgewiesen,aberdieLeutewurdenin
Wirklichkeitnichtabgelaut ,sonderndenverschiedenenRessorszugewiesen,
ohnedassderüberwiegendeTeildieserMenschendie Eignungfür denschwie¬
rigenMagistratsdienstbesitzt .DieArbeiterzeitunghatmicheinmalalseine
derunerfreulichstenGestaltendesWienerGemeinderatesbezeichnet.Ichlege
sehrgrossenWertdarauf ,für SiedieseunerfreulicheGestaltauchweiter¬
hin zu bleiben . Ichgebeohneweiterszu ,dass in denReihendieserSchuwa
auchanständigeundbrauchbareHenschensind ,die nur die Notder Zeitunterdiesen Janhagel getrieben hat .

ZumSchlusse verweist der Redrer darauf ,dass diesozialde¬
mokratische Partei mit grossem Applomb eine Lehrerhoch schule errichtet

hat,wassehr viel Geldverschlang .Keineinziger der Abselwentenkonnteaber
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mittel nur Kindern
bisherangestelltwerden. Wennmansichentschliessenkönnte ,dieLern¬unbemittelter

Eltern zu geben ,könnten Hunderte von
Junglehrernangestellt werden ,ohnedass demübrigenPesonalnur einHel-¬
ler weggenommenwürde . DerRednererklärt ,dass seine Partei gegendenRech¬
nungsabschlussstimmenwerde( LebhafterBeifall bei d .Chr. soz. )

GR .Scholz ( nat,soz . )bemerkt ,der Rechnungsabschluss1931
zeige die grosse Hilflosigkeit ,mit der die GemeindedemPersonaletatgegen- ¬
überstehe .Sich mit den ziffernmässigenAnsätzendesRechnungsabschluses
im Einzelnenzu beschäftigen ,wäremüssig ,da es sich hier umleblose
Ziffernhandelt ,für die die Belegefehlen .AberübereineGruppevonZiffert

wennmüssenwir sprechen .Wirfindenesungeheuerlich, in einer Zeit ,in der
in WiengæausamerHungertobt ,Bürgermeisterüber23 . 000Schilling
imJahrundeinamtsführenderStadtratdurchschnittlich2000Schillingim
Monatbezicht .FürunsNationalsozialistenistes salbstverständlich,dass
in diesenZeitläufenfür jeden ,undsei es auchder verwöhntestePro¬
letarierführer ,derBetragvon800bis 1000Schillinggemügenmüsste ,damit
er seinproletarischesDaseinfristenkann .WirwerdenvondenAnträgen,
diewirinderBeziehunggestellthaben,nichtabgehen. Wirwissenganzge-¬
nau ,dassSTR. SpeiserbestimmtkeinleichtesAmthat ,undwirwissenauch,
dasser keinso freundlicherHerrzudnJudenist ,wieer esseinerzeit
war. DerGrunddavonliegtvorallemdarin ,dassSTR.SeiserzurVerwaltungs -¬
gruppeIII in Zwiespaltsteht .Erist wohlnurein Wald -undWiesenanti¬
semit ,aberimmerhinist er Antisemitgeworden,Ladie besondereBever¬
zugungdesauserwähltenVolkesin dieserVerwaltungsgtuppesogarihmüber
dieHutschnurgeht. Derfednerwendetsichsodanndagegen,dassstattdes
vorgesehenenBetragesvon300. 000Schillingfür Remunerationenausver-¬
schiedenenAnlässennur18 . 000Schillingausbezahltwurden ,währendder
betrag ,deranRemuneraticnenfürdiePehrpersonenantschechischenSchulen
vorgesaannwar ,beinahezurGänzeverausgabtwurde.FürSie ,dieSieunsbei
unseremEinzugindenGemeinderatmitdenRufen" Nazdarpane"begrüsst
haben ,ist es sehr bezeichnend ,wie Sie sich einstellen ,wennessich

um
fschechenhandelt . DerRednererklärt nun ,aneinem

Peispiel zeigenzu wellen ,wieseitens der Gemeindeverwaltungvorgegangen
wird ,wenn es sich darum handelt ,Bodenständige bei der Gemeindeunter - ¬
zubringen .Ein junger Ingenieur dessen Urgrosseltern schon in
Wienansässigwaren ,derausserordentlichberücksichtigungswürdigist ,

konnte trotz 5jähriger Bemühung bei der Geme inde nicht unterkommen .Der Mann

ist jetzt auf demSelbstmordstandpunkt,Dagegenkamzur gleichenZeiteiner
seiner Jehrgangskollegen ,ein junger Jude ,der über Protektionverfügte,un-¬
ter ,obwohler dazumalnochgarnichtdie WienerZuständigkeithatte .Ein
besonderesKapitelsinddie Fahhkonsulentenbei derGemeinde .Dawurdeein
gewisserBlechals Vertragsangestelltermit200Schillingangestellt ,
derMannhat ausserdemNebenbezügevon600Schilling .ErwarBedergalan¬
trist undgilt heutebei er Gemeindeals Gummispezialist( Heiterkeitbei
denNat . soz, ) .BeimStrahleninstitut ist ein junger Mannangestelttmit
einer Zulagevon200Schilling .AusserdemwurdenihmfürRadiopräparate
nichtwenigerals 21 .000Schillingausbezahlt . Esist derNeffedesBezirks
vorstehersdesI .Pezirks .EineKindergärtnerinsteht seit 7 JahrenimGe¬
meindedinst ,obwohlsie heutenochReichsitalienerinist . Dagegenwurde
derMutterunserestschechoslowakischenKollegenKrebs,einerFrauvon
85Jahren ,dieseit 27Jahrenin Wienwohnt,dieHeimatzugehörigkeitverwei¬

gert ,obwohlsie ihr vorher in der Rzirksvertretung von der sozial de - ¬
mokratischenPartei zugebilligtwordenwar .ImJuni diesesJahreswurdein%
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einer Abteilung der Geme inde ein Oberrechnungsrat bei einem Sechservor¬
schlag an erster Stelle vorgeschlagen .Dieser Mannwurdeseit 7 Jahrenüber - ¬
gangen ,weil er den einen Fehler hat ,nicht rot organisiert zu sein .Der
VorschlagwurdenacheinemMonatvomDirektionsratRösslerzurneuerlichen
Stellungnahmeder Personalkommissionzurückverwiesen .Dasheisst ,derMann

wird vonder ersten Stelle abgesetzt .Direktionsrat Rössler ist dierechte
HanddesSTRSpeiser .Er selbst ist imJahre1912bei der Gemeindeeinge¬
treten und ist,wozu ein anderer 24 Jahre braucht ,innerhalb 8 Jahrenunter
Ueberspringungvon9 Gehaltsstufenund500Vordermännernin seineheutige
Stellung gekomnen .

Senatsrat Trönle hat ebenfalls 6 Bezugsstufenübersprungen .
Der Vizedirektor der städt .Strassenbahnen ,der seit 1910 im Dienst der

GemeindeWienist ,soll heuteeinenMonatsbezugvon2500Schillinghaben .
Direktionsrat EduardStrauss im Elektritzitätswerk hat seit 7Jahren
ausgedient und es ist nicht möglich ,ihn zu entfernen ,weil erals
Bilanzkünstlergilt .Direktionsrat RudolfReiter warnochvoreinigen
JahreneinkleinerBeamter,heutebewohnter eine3Zimmerwohnung .
DieFolgedieser Zuständeist eine grenzenloseUnzufriedenheitundein
grenzenloses Misstrauen in die Verwaltungdieser Stadt .( Beifall bei
den farteigenossen ) .

GM .R .Dr .Suchenwirth( Nat .soz . )bespricht dieVer- ¬
hältnsissein derWienerSchulwerwaltung.ImJahre1920betrugdieZahl
der Peiter 460 ,die Zahl der Fach -und Klassenlehrkräfte 7455 .Im
Jahre1931gabes nurmehr366Leiterund1640Fach -undKlassenlehrkräfte ,
also um38%wenigerLehrkräfte ,ebwchldie Zahlder Schülerin denletzter
Jahren im Steigen begriffen ist .Wennwir uns vor Augenhalten ,dassdie
Gemeinde Wien in dem gleichen Zeitraum beinahe überhaupt keine Neuanstell¬

lungen vorgenommenhat ,so bekommenwir das Bild einer Überalterungder
einzelnen Lehrkörper und ein schreckliches Bild der Not und Elend in den

ReihenderjungenLehrer .AberdieroteGemeindeverwaltunghatimmernoch
FürGeld für alle möglichen Ankäufe ,sie hat Geld ,

eine Schuhwa auszu¬
rüstenundeinenazechischenSchulunterrichtin einemUnfangaufrecht
zuerhalten ,derüberdasunsdurchdie FriedensverträgeaufgenötigteMass
weithinausgeht .( Zustimmungbei denFarteigenossen) .WasdiePeiter-¬
ernennungenanbelangt ,sohabenwirkeinwohldurchdachtesSystem ,esgibt
in Wiennur einen Leitererennungskandal .( MeuerlicheZustimmungbei
denNat .soz . )Von1927bis1931wurdenin Wien315Lefterernannt,
darunternichtwenigerals 278Sozialdamokratenundbloss32Christlich-¬
soziale und nur 5 völkirche Lehrer .Bei den Vertretungswahlen imJahre

1930habendie Sozialdemokratenin derLehrerschaftnurAl%derStimmen
erreichenkönnen ,aber88%derPeiterstellenerhalten .( Pfui - Rufebeiden
Parteigenossen) .DievölkischenLehrerMabenbeidiesenWahlen26%
derStimmenerreicht ,abernur2%derLeiterstellenbekommen.Dieferren
SeitzundGlöckelhaben,alssienochimKampfgegendasdamalsherrschende
Systemstanden ,sichin derschärfstenWeisegegendieBehandlungderLehre
nach politischen Gesichtspunkten gewendet ,heute aber dulden sie alle diese

Handlungen.DieFersonalpolitik ,diederStadtratSpeisermitseinemNamen
deckt ,hat dazu geführt ,dass die anständigen und heimattreuen Elemte

derjungenLehrerschaftvonjederHoffnung ,je - malseineLeiterstellezuer-¬
langen .ausgeschlossensind .Es wird keine Rücksichtauf dieQualifikation

627
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undauf das Dienstalter genommen ,es entscheidet lediglich diepartei¬
politische Zugehörigkeit .Die sozialdemokratischen Lehrer erhalten
Geldauszeichnungen und Stufenvorräckungen ,während die völkischen und
christlichen Lehrereine Anerkennungnur in Formeines Belobungsdekretes
bekommen .Umdie ausgedienten Wiener Lehrer und Lehreninnen für

denEntgangder Peiterstellen einigermassenzu entschädigen ,wurdeeine
in die Fension einrechenbare Alterszulage geschaffen .Jedes Jahrsollten
200LehrernachdemDienstalterdarankommen.In der Praxiswirdaber
nichtnachdemDienstalter ,sondernwillkürlichnachderFarteizugehörigkeievorgegangen .StR . sagt ,er kennt keinen Terrer bei der Gemeinde

Wien ,wennwirabernäherzusehen ,sehenwirnichtnurTerror ,sondern
etwas viel gemeineres ,KorruptionundGesinnungsschändungderAngestellten .
DieGemeindeverwaltungbehandeltdie Lehrerje nachihrer Gesinnungmit
Zuckerbrot und Peitsche .Es wird einmal der Tag kommen ,wo die Wiener
Lehrerschaft genauso wie die WienerBevölkerungmit der Peitschedie
Glöckel ,Seitz und Speiser davonjagenwird ,

( Beifall bei den Nat .soz .) .

Gem .R .Dr .Riehl .( Nat .Soz . )befasst sich mit derAnstellur
vonAerztenin der WienerGemeindeverwaltung .Waswürdesich imGemeind
rat vonWarschauoderLembergabspielen ,wernbeidieseGemeindengeradezu
prinzipiell aus Steiermark oder Oberösterreich gebürtige Aerzte angestellt

würden ?Aberauchin reichsdeutschenStädtenwürdensichselbstdie
VertreterdersczialdemekratischenFarteiundvielleichtsogardie

Kommunistendagegenwehren ,dass Aerzteaus denöstlichen Gebietenange-¬
stellt werden .In Wien aber besteht ein förmlicher numerus clausus in

demSinne ,dasshöchstenseineganzkleineMinoritätvonArierninstädt .
Diensteaufgenommenwird .HierfindetjedereinUnterkommen,derdieMit-¬
gliedskartedersoz .dem .Parteiaufweist ,ohneRücksichtdarauf ,welcher
HasseoderNatiener angehört ." enndieArbeiterschafteinmalauchselehe
Blätterlesendürfte ,die ihr nichtvergeschriebensind ,würdesich
auchin ihren Reihenein Sturmder Entrüstungüber dieVerhältnisse
erheben.EinbesonderesEldoradofürGalizienist dieHeil -undPflege-¬anstalt Steinhef .HierfindenwirunterdenAerztendieNamen
Dr .LeeDornfeld,Dr .JuliusEisenthal,Dr .KlaraFrank,Dr .KarlFriedmann,
Dr .RegineGrauer,Dr .ErnstLöffler ,Dr .MarieMergenstern,. . . ,
fast alle in Galizienoderin Ungarngeboren .SelbstunterdemFflege-¬
personalfindenwirJudenausPolen .( STR.Frauenfeld:Diestädt .Be¬
triebesindFilialenderKultusgemeinde! )AuchindemeinzelnenWienerch

Bezirkenist derProzentsatzderderzteunverhältnismässiggross .DieVerju-¬
dungdesAerztestandesist durchdieSezialdemokratiederartgefördertworde:dasses für Leutekatholischenoderevangel .Bekenntnissesüberhauptun¬
möglichist ,einenPostenzubekommen.Diewenigen,diehinenschlüpfen,
müssenzuerstkonfessicnsloswerden.VereinzelteRencmierchristendienen
nurals Alibibeweis.Esist einSkandalsendergleichen,in einerZeit
solcherMassennctderjungengeistigenArbeiterdieserStadtgeradeauf
diesemGebieteausschliesslichdemJudentumTürundTorzuöffnen.
In einerZeit ,in derdie Jugend ,die ihre Studienabselvierthat ,keine
AussichtaufeinenPostenhat ,stehtdieganzeBevölkerungnichtnuruntereinermarxistischenHerrschaft ,sonderngenadezuuntereinerbewussten2

jüdischenRassenherrschaftzur Tilgungderarischen
IntelligenzunseresVolkes .(BebhafterBeifallbeidenNat .soz .) .628
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St . R .Speiser bemerkt gegenüber dem Gm .R .Stöger
, dass es sich bei den Abstrichen an den Bezügen der städt .

Angestellten um Notwendigkeiten gehandelt hat ,die beim Bund in einen
viel grösseren Ausmass erfüllt worden sind .Wenn GmR .Stöger vonden
Doppelbezügendes Leiters eines grossen Unternehmensgesprochenhat ,
so muss darauf aufmerksamgemacht werden ,dass der Setreffende Beamte
das zweite Unternehmenin selbstloser Weise gegen eine ganzgeringfügige

Parkosten - entschädigung leistet .Die Entziehung der Arbeiten
des Bundesaus der städt .Wäschereihat bewirkt ,dass eine ziemlichgrosse
AnzahlvonMännernundFrauenarbeitslos gewordensind ,die heute inandere
Betrieben unter viel schlechteren Bedingungenarbeiten müssen .( Hört- ¬
Hört - Rufe bei den Soz .Dem . )Die Pezeichnung der Gemeindewache
durch den Gem . R .Stöger als Janhagel müsse er auf das allerschämfste

zurückweise .( Lebhafter Beifall bei den Soz .Dem .) EinTeil derAbgebaute
Mitgliederder Gemeindewacheversieht in der Irrenpflege ,Strassenpflege ,
und in anderen Verwaltungszweigen auf dasGewissen¬
hafteste seinenDienstunddiese LeutewerdenvondenVorgesetztenwegen
ihrer Tüc tigkeit und Befäkigkeit ausserordentlich gelobt .Gegenüber
der Behauptung des Gem .R .Stöger ,dass von den Absolventen der Lehrer - ¬

hochschulkursein der Burggasseauchnicht einer eine Stellungerhalten
hat ,stellt der Redner fest ,dass eine garnicht unbedeutende Zahlsolcher
Lehrerheuteschonimstädt .Dienstesteht unddassvondenvielen
Hundertendort Herangebildetennuretwa150derzeit ohneStellesind .
DenVerschlag ,denMittelstanddieser St dt das fecht des freienSchul¬
bücherbe zuges für Kinder zu nehnmn ,müsse er als demagegischzurück¬
weisen .( Beifall bei den Soz .dem . ) .( Zwischenrufe bei den Christl .s¬

DerGemR .Scholzhat voneinemZwistdesFersenalreferates
mit der Verwaltungsgruppe3 gesprochen .( Gem. R.Dr .Hanke: Dasist doch

stadtbekannt! )GewisskommenMeinungsverschiedenheitenzwischen
denVerwaltungsgruppender GemeindeWienvor ,wieja auchselchezwischen
den Ministerien öfters vorkommen .Ich kann demGemeinderatauchdie
Neuigkeitmitteilen ,dassich in den12JahrenmeinerAmtstätigkeitim
Rathausmit demFinanzreferentenST . R.Breitanrsehr häufiginZwist
gekommenbin .( Heiterkeit und Zustimmungbei den Soz .dem . )Undich
kannIhnenauchdasGeständnismachen,dassdasPersonalreferatauchmit
anderenReferatenöfters Meinungsverschiedenheitenauszutragenhat .
ImmerabersinddieseMeinungsverschiedenheitenin denunterDemekraten
üblichen Formen ausgetragen worden .( Lebhafte Zustimmung bei den Soz .dem .
Richtigist ,dassich michbei AnstellungenumdieReligionszugehörigkeitin keiner Weise kümmere .Das entspricht unserem Program und eine Mehrheit
hat die Aufgabe ,nachihremProgramzu verwalten .( LebhafterBeifall
bei den Soz .dem . )In den letzten 10 Jahren sind viele tausendejunge
Manschenbei derGemeindeuntergehachtworden( Gem. R.Mühlberger:Juden!Fas ist eine LügeundVerleumdung.Manoperiert immerdamit ,dass maneinzeGruppenherausgreift .Wahrist ,dass sich unter der WienerAerzteschaftsehr viele Juden befinden .

Bei den von der Gemeindeangestellten Arztenhandelt
es sichnichtumHauptberuflichangestellteAerzte ,sondernumSchulaerzte.Hilfsaerztein denSpitälern ,umAerztein denFürsorgeinstituten ,wodiePezahlungmeistnuretwasüber200Sausmacht.WennhiermitPathosdavongesprochenwurde ,dass in Wienkeine jungenLehrer angestellt werden ,dann
mutetes michsonderbaran ,dassin einer Zeitungvom10 .Sept .1932( RufetdenNat .soz . :in welcher? )im"Kampfruf"( SchallendeHeiterkeitbeidenSoz .dem) ,berichtetwurde ,dassin BraunschweiganBeamtenzusammen1o9undanLehrern147Stelleneingespartwurden .( StürmischeHört-Hörtrufbei den Soz .dem .)
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Währendder Pebatte ist eine Anzahlleitender PeamtendesWiener
Magistrates angegriffen worden .Dass man besonder tüchtige Peamtean
leitende Stellen bringt ,liegt imInteresseeiner gutenVerwalungund
die Männer ,die hier genannt wordensind ,brauchen sich dieser Nennungin
der Zeffentlichkeit nicht zu schämen .Wir wären froh ,wennwir nocheine
sehr grosse Zahl ebenso tüchtiger Beamten hätten .Ich wäre der Erste ,
der immerimRahmender Möglichkkitauchfür alle andereneineBelohnung
ihrer hervorragendenLeistungenbeantragenwürde .Eswurdebehauptet,
dass ein leitender Beamter des Elektrizitätswerkes angeblich als
kleiner Beamter im Magistrat gewirkt hat .

629a
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Das ist nicht richtig .Der betreffende Beamtewar ein ganzhervor¬
ragender und ausgezeichneter Beamterdes

und ist wegenatratesag
seiner besonderenBefähigungin dasElektrizftätswerkübernommenworden.
Ich würdeIhnenüberhauptraten ,Nachrichten ,die Ihnenaus KreisenUnzufrie¬
dener zukommen,deren Wünschevielleicht nicht erfüllt wurden ,weilsie
dienötigeEignunnichthahen ,nichtungesehenanzunehmen,sondernsich
eher zu erkundigen,obnicht Neideine Triebfeder derAngebertätigkeit
war .( LebhafterBeifallbei de .Soz .dem. -Zwischenrufe ) .DieHerrenvonder
nationalsozialistischen Partei aind die letzten ,die das Rechthaben ,
sichfür Beamteeinzusetzenundzuerklären ,sie seienBeamtenvertreter.
Insbesonderehabensie nichtdasmoralischeRecht ,gegenangeblichvorhan¬
dene ,in Wahrheitnicht bestehendeUngerechtigkeitenundparteipolitische
Behandlungaufzutreten .DahateinHerrMünchmayerin einernationalsozia¬
listischen Versammlungerklärt : MerkenSie sich ,alle Personen ,vomBürger-¬
meisterbis zumkleinsten Beamten ,die uns heutebekämpfen .AmTageunseres
Sieges werden wir mit diesen Leuten abrechnen .Jeder Beamte ,der unsbe¬
kämpfthat ,wird amTagesunseres Sieges fristlos undohnePensionentlas¬
sen ( StürmischeHört - Hörtrufebei den Soz .dem . - GR.Frauenfeld :Undhabendie
Sozialdemokratenin PreussennationalsozialistischeBeamtenichtebenfalls
fristlos entlassenWennmanvielleicht sagt ,es handlesich bei demHerrn
Münchmayernur umeknereanerischeEntgleisung ,so kannmanvielleicht
einengeschriebenenSatzernsternehmen.Im"Angriff "vom1l .März1931
stehtderSatzgedruckt :" JederBeamte,derdenKampfdernationalsozialis¬
tischendeutschenArbeiterparteizu verhindernversuchthat ,bei demmerker
wir uns den Namen .Diesewerdenfristlos undpensionslosentlassen "( Stürmi .
Hört - Hörtrufebei den Soz .dem . )Eine Partei ,deren Vertreter solcheSätze
sprechen ,haben nicht das Recht zu einer Kritik ,wie wir sie gehörthaben .
DieKritikist aberauchin garnichtsbegründet( LebhafterBeifall . d.
Soz .dem . )

Versitzender Dr .Neubauerruft den GR .Stöger ,der Mitgliederder
Gemeindewacheals "Janhagel" bezeichnethat ,wegendiesesunparlamentari¬
schen Ausdruckszur Ordnung .Der Vorsitzende stell sodann fest ,dassauch

währenddesübrigenTeilesder DebattebeleidigendeAusdrückegefallensind
ohnedass es feststellbar sei ,werdiese Ausdrückegebrauchthabe .Erersud
die Mitglieder des Gemeinderatesdringend ,jeden beleidigendenAusdruck
zu unterlassen .

GR ,Stögerbemrkt gegenüberdemSTR ,Speiser,esseiihmnichtim
Traum eingefallen ,zu verlangen ,dass den Kindern kleiner Beamten und Lehrer

der unentgeltliche Fezugder Schulbüchergenommenwer de .Er habeausdrück¬
lich erklärt ,wennetwadamdritten Teil der SchulkinderdieLermittel
nichtumsonstgegebenwürden ,könntentausendenvonJunglehrarnuntergebra
werden .Er habedabei durchausnicht an die kleinen Lehrer undBeamtenge¬
dacht ,sondernzumBeispiel an jene ausländischenGrossindustriellen ,die
ihre Kinder täglich mit demAuto in die Schule führen und dietrotzdem
vonder Gemeindedie Lermittelumsonstbekommen .Wenndie Mehrheitdiewe
Leuke begünstigen will,überlassen wir dasihr .

Damit ist die Beratung des Rechnungsabschlusses der Verwaltungs¬
gruppe II beendet .

zur
Als der Vorsitzende

Verwaltungsgruppe III
der GRTinDr .Motzkodas Worterteilt,stellt diese denbAntrag ,mitRücksicht
auf die vorgeschrittene Zeit die Verhandlungüber den Rechnungsabschlussat
brechen .. 0
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Dieser Antrag wird angenommen .

Vori tzenderDr .Neubauerteilt sodannmit ,dass6Dringlichkeits-¬
anträgeüberreicht wordenseien ,dass ihmaber seitens dernationalso¬
zialistischen Partei bekanntgegeben wurde ,dass die 5Dringlichkeitsanträ
ge der nationalsozialistischen Partei zurückgezogen werden .

Es ist dahernur überdenDringlichkeitsantragder GR .Biberund
KollegenbetreffenddieAbänderungderLieferungsbedingungenderGemeinde

bedingt durchdenKrisenzuschlagzur Warenumsatzsteuerzuverhandeln.
In diesemDringlichkeitsantragwirdausgeführt ,dassnachdemBundesgsetz
vom18 .August1932über denKrisenzuschlagzur allgemeinenWarenumsatz-¬
steuer verfügt wird ,dass die Ueberwälzungder Warenumsatzsteuersowie
desKrisenzuschlag,ausschliesslichdurchdiegesonderteAnrechnungzuge¬
schehenhat ,dassentgegenstehendeUebereinkommenkeineGeltunghaben
unddie Abnehmerder Lieferunge( Leistungen )verpflichtetsind ,dieihnen
ordnungsmässigangerechnete Warenumsatzsteuersamt Krisenzuschlag zuer¬
setzen .Im Einvernehmenmit den beteiligten Kreisen ist die Festlegungje¬
ner Waren ,die vonder Verpflichtungzur gesindertenAnrechnungenthoben
sind ,bereits erfolgt .DieLeistungendesgesamtenBaugewerbessindvondie¬
sen Ausnahmen nicht betroffen .Aus diesen Tatsachen ergibt sich die Not¬

wendigkeit ,die für die HerstellungvonBauleistungenfür die GemeindeWier
bestehendenBedingnisseundauchjene für verschiedenenanderenBedarf
dahinzuändern ,dassdieWarenumsatzsteuersamtKrisenzuschlaggesondert

angerechnet zu werdenhat .Es wird daher beantragt ,dass dieLieferungsbedin¬
gungenderGemeindeWienimSinnederangeführtengesetzlichenBestimmungerumgehend abgeändert werden .

GR ,Biber(chr. soz. )bezeichnetdie DringlichkeitdesAntrages
mit Rücksichtdarauf gegeben ,dass ein so grosses Gemeinwesenwie dieGe¬
meindeWiensichnichtausserhalbdesRechtszustandesstellendarf .Der
in demGesetzvorgeschriebeneTerminist bereitsüberschritten .DieGemeinde
befindet sich daher heute imVerzug .

St . R.Richterbemerkthiezu ,dassimMagistratgegenwärtigan
neuenBaubedingnissengearbeitetwirdunddassdiese in einigenTagenpub¬
liziert werden.In diesenBedingnissenist auchdervomGR.Biberverlangte
Passusvorgesehen.Erbittet ,dieDringlichkeitdesAntragesabzulehnen,
da dieser offene Türeneinrenne .

DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt .
Vorsitzender Neubauerteilt sodannmit ,dass 4 Anträge zurBe¬

sprechungvonAnfragenundderdarauferteiltenAntwortenvorliegen. Bei
3 dieser Anträge ist die Beantwortung in der Gemeinderatssitzung vom30 .

Septembervollzogenworden .Eine Besprechunghätte also in dieser oderin
der folgenden Sißnungvom21 . Oktoberstattfinden müssen ,dieAnträge
sinddaherverspätetüberreichtworden .DerI .der Anträgebetrifft eineAn¬
frageandenStadtratderGruppeVIbetreffenddie MitbenützungvonTurn¬
sälendurédendeutschenTurnvereinRudolfsheim .ZudiesemAntragerteilt
derVorsitzendedemGR. GratzenbergerdasWart .DadieserimSitzungsssalnicht anwesend ist ,verllert er das Wort . DerAntrag selbst wird abgelehnt .
Schluss der Sitzung 21 Uhr15
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